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Auszüge aus Gesetzestexten, die für die  
Kindertagespflege relevant sind 
 

Sozialgesetzbuch - Achtes Buch (SGB VIII)  

Kinder- und Jugendhilfe 
 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung 

zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 

ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere  

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu beitra-

gen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. jungen Menschen ermöglichen oder erleichtern, entsprechend ihrem Alter und ihrer indivi-

duellen Fähigkeiten in allen sie betreffenden Lebensbereichen selbstbestimmt zu interagie-

ren und damit gleichberechtigt am Leben in der Gesellschaft teilhaben zu können, 

3. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, 

4. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 

5. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie 

eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen. 

 

§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 

(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen 

und Familien. 

(2) Leistungen der Jugendhilfe sind: 

3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (§§ 22 bis 

25). 

 

§ 7 Begriffsbestimmungen 

1. Kind ist, wer noch nicht 14 Jahre alt ist, soweit nicht die Absätze 2 bis 4 etwas anderes be-

stimmen ..... 

 

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(5) In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen, die Leistungen nach diesem Buch er-

bringen, ist sicherzustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die 
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Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes eine Gefährdungseinschätzung vornehmen 

und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzuziehen. Die Erziehungsberechtig-

ten sowie das Kind sind in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen, soweit hierdurch 

der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt wird. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt ent-

sprechend. 

 

§ 22 Grundsätze der Förderung 

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des Tages o-

der ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden. Kindertagespflege wird von einer 

geeigneten Kindertagespflegeperson in ihrem Haushalt, im Haushalt des Erziehungsberech-

tigten oder in anderen geeigneten Räumen geleistet. Nutzen mehrere Kindertagespflegeper-

sonen Räumlichkeiten gemeinsam, ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung jedes 

einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson zu gewährleisten. Eine ge-

genseitige kurzzeitige Vertretung der Kindertagespflegepersonen aus einem gewichtigen 

Grund steht dem nicht entgegen. Das Nähere über die Abgrenzung von Tageseinrichtungen 

und Kindertagespflege regelt das Landesrecht. 

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen  

1. die Entwicklung des Kindes zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und ge-

meinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen, 

3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit, Kindererziehung und familiäre Pflege besser 

miteinander vereinbaren zu können. Hierzu sollen sie die Erziehungsberechtigten einbezie-

hen und mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und anderen Personen, Diensten oder 

Einrichtungen, die bei der Leistungserbringung für das Kind tätig werden, zusammenarbei-

ten. Sofern Kinder mit und ohne Behinderung gemeinsam gefördert werden, arbeiten die Ta-

geseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege und der Träger der öffentlichen Jugend-

hilfe mit anderen beteiligten Rehabilitationsträgern zusammen. 

(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und be-

zieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 

schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich am Al-

ter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssituation 

sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und seine ethni-

sche Herkunft berücksichtigen. 

(4) Für die Erfüllung des Förderungsauftrags nach Absatz 3 sollen geeignete Maßnahmen 

zur Gewährleistung der Qualität der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der 

Kindertagespflege weiterentwickelt werden. Das Nähere regelt das Landesrecht. 

 

§ 23 Förderung in Kindertagespflege 

(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 umfasst die Vermittlung des 

Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von der erziehungsbe-

rechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere 

Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson. 

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst 
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1.  die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den Sachaufwand 

entstehen, 

2.  einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleistung nach Maßgabe von Absatz 2a, 

3.  die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 

sowie die hälftige Erstattung der Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der 

Tagespflegeperson und 

4.  die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken-

versicherung und Pflegeversicherung. 

(2a) Die Höhe der laufenden Geldleistung wird von den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 

festgelegt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt. Der Betrag zur Anerkennung 

der Förderungsleistung der Tagespflegeperson ist leistungsgerecht auszugestalten. Dabei 

sind der zeitliche Umfang der Leistung und die Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten 

Kinder zu berücksichtigen. 

(3) Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre Persönlichkeit, Sach-

kompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und anderen Tages-

pflegepersonen auszeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen 

über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, die 

sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 

(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in allen 

Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson ist rechtzeitig eine 

andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen. Zusammenschlüsse von Tages-

pflegepersonen sollen beraten, unterstützt und gefördert werden. 

 

§ 24 Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung oder 

in Kindertagespflege zu fördern, wenn 

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-

higen Persönlichkeit geboten ist oder  

2. die Erziehungsberechtigten 

a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend 

sind,  

b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschulaus-

bildung befinden oder  

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten.  

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die 

Stelle der Erziehungsberechtigten. Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich nach 

dem individuellen Bedarf. 

(2) Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten Le-

bensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kinderta-

gespflege. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf 

Förderung in einer Tageseinrichtung. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf 
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hinzuwirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen 

zur Verfügung steht. Das Kind kann bei besonderem Bedarf oder ergänzend auch in Kinder-

tagespflege gefördert werden. 

(4) Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes Angebot in Tageseinrichtun-

gen vorzuhalten. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend. 

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die von ihnen beauftragten Stellen sind ver-

pflichtet, Eltern oder Elternteile, die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 4 in Anspruch neh-

men wollen, über das Platzangebot im örtlichen Einzugsbereich und die pädagogische Kon-

zeption der Einrichtungen zu informieren und sie bei der Auswahl zu beraten. Landesrecht 

kann bestimmen, dass die erziehungsberechtigten Personen den zuständigen Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe oder die beauftragte Stelle innerhalb einer bestimmten Frist vor der 

beabsichtigten Inanspruchnahme der Leistung in Kenntnis setzen. 

(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt. 

 

§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe 

Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll die Entwicklung des Kindes oder des Jugendli-

chen durch soziales Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen Förderung und Eltern-

arbeit unterstützen und dadurch den Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen in seiner 

Familie sichern. Die Hilfe kann auch in geeigneten Formen der Familienpflege geleistet wer-

den. 

 

§ 35a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 

(1) Kinder oder Jugendliche, haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn 

1.  ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 

für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und 

2.  daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche Be-

einträchtigung zu erwarten ist. 

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall (...) 3. durch geeignete Pflegepersonen (...) 

geleistet. (...) 

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der Leis-

tungen richten sich nach § 53 Abs. 3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften Bu-

ches, soweit diese Bestimmungen auch auf seelisch behinderte oder von einer solchen Be-

hinderung bedrohte Personen Anwendung finden. 

 

§ 43 Erlaubnis zur Kindertagespflege 

(1) Eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des Haushalts des Erziehungs-

berechtigten während eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen 

Entgelt länger als drei Monate betreuen will, bedarf der Erlaubnis. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kindertagespflege geeignet ist. Ge-

eignet im Sinn des Satzes 1 sind Personen, die 
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1.  sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erzie-

hungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen auszeichnen und 

2.  über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsicht-

lich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen 

erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 

(3) Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden 

Kindern. Im Einzelfall kann die Erlaubnis für eine geringere Zahl von Kindern erteilt werden. 

Landesrecht kann bestimmen, dass die Erlaubnis zur Betreuung von mehr als fünf gleichzei-

tig anwesenden, fremden Kindern erteilt werden kann, wenn die Person über eine pädagogi-

sche Ausbildung verfügt; in der Pflegestelle dürfen nicht mehr Kinder betreut werden als in 

einer vergleichbaren Gruppe einer Tageseinrichtung. Die Erlaubnis ist auf fünf Jahre befris-

tet. Sie kann mit einer Nebenbestimmung versehen werden. Die Tagespflegeperson hat den 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die für die Be-

treuung des oder der Kinder bedeutsam sind. 

(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in allen 

Fragen der Kindertagespflege. 

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht. 

  

Den gesamten Gesetzestext finden Sie im Internet unter: 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_8/ 

 

  

http://bundesrecht.juris.de/sgb_8/
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Sozialgesetzbuch - Fünftes Buch (SGB V)  

Gesetzliche Krankenversicherung 
 

§ 5 Versicherungspflicht 

(1) Versicherungspflichtig sind 

13. Personen, die keinen anderweitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall haben 

und 

a) zuletzt gesetzlich krankenversichert waren oder 

b) bisher nicht gesetzlich oder privat krankenversichert waren (…). 

 

§ 10 Familienversicherung 

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die 

Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen  

4. nicht hauptberuflich selbständig erwerbstätig sind und 

5. kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen Be-

zugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag ohne 

den auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für gering-

fügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches beträgt das zulässige Ge-

samteinkommen 470 Euro. 

 

§ 44 Krankengeld 

1) Versicherte haben Anspruch auf Krankengeld, wenn die Krankheit sie arbeitsunfähig 

macht oder sie auf Kosten der Krankenkasse stationär in einem Krankenhaus, einer Vor-

sorge- oder Rehabilitationseinrichtung (§ 23 Abs. 4, §§ 24, 40 Abs. 2 und § 41) behandelt 

werden. 

(2) Keinen Anspruch auf Krankengeld haben  

2. hauptberuflich selbständig Erwerbstätige, es sei denn, das Mitglied erklärt gegenüber der 

Krankenkasse, dass die Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll (Wahl-

erklärung),  

Weitere wesentliche Regelungen, die das Krankengeld betreffen, finden sich in den  

§§ 46ff. SGB V. 

 

§ 240 Beitragspflichtige Einnahmen freiwilliger Mitglieder 

(1) Für freiwillige Mitglieder wird die Beitragsbemessung einheitlich durch den Spitzenver-

band Bund der Krankenkassen geregelt. Dabei ist sicherzustellen, dass die Beitragsbelas-

tung die gesamte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des freiwilligen Mitglieds berücksichtigt; 

sofern und solange Mitglieder Nachweise über die beitragspflichtigen Einnahmen auf Verlan-

gen der Krankenkasse nicht vorlegen, gilt als beitragspflichtige Einnahmen für den Kalender-
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tag der dreißigste Teil der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze (§ 223). Weist ein Mit-

glied innerhalb einer Frist von zwölf Monaten, nachdem die Beiträge nach Satz 2 auf Grund 

nicht vorgelegter Einkommensnachweise unter Zugrundelegung der monatlichen Beitragsbe-

messungsgrenze festgesetzt wurden, geringere Einnahmen nach, sind die Beiträge für die 

nachgewiesenen Zeiträume neu festzusetzen. Für Zeiträume, für die der Krankenkasse hin-

reichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die beitragspflichtigen Einnahmen des Mit-

glieds die nach Absatz 4 Satz 1 oder Satz 2 jeweils anzuwendende Mindestbeitragsbemes-

sungsgrundlage nicht überschreiten, hat sie die Beiträge des Mitglieds neu festzusetzen. 

Wird der Beitrag nach den Sätzen 3 oder 4 festgesetzt, gilt § 24 des Vierten Buches nur im 

Umfang der veränderten Beitragsfestsetzung. 

(2) Bei der Bestimmung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sind mindestens die Einnah-

men des freiwilligen Mitglieds zu berücksichtigen, die bei einem vergleichbaren versiche-

rungspflichtig Beschäftigten der Beitragsbemessung zugrunde zu legen sind. Abstufungen 

nach dem Familienstand oder der Zahl der Angehörigen, für die eine Versicherung nach § 10 

besteht, sind unzulässig. Der zur sozialen Sicherung vorgesehene Teil des Gründungszu-

schusses nach § 94 des Dritten Buches in Höhe von monatlich 300 Euro darf nicht berück-

sichtigt werden. Ebenfalls nicht zu berücksichtigen ist das an eine Pflegeperson weiterge-

reichte Pflegegeld bis zur Höhe des Pflegegeldes nach § 37 Absatz 1 des Elften Buches. Die 

§§ 223 und 228 Abs. 2, § 229 Abs. 2 und die §§ 238a, 247 Satz 1 und 2 und § 248 Satz 1 

und 2 dieses Buches sowie § 23a des Vierten Buches gelten entsprechend. 

(3) Für freiwillige Mitglieder, die neben dem Arbeitsentgelt eine Rente der gesetzlichen Ren-

tenversicherung beziehen, ist der Zahlbetrag der Rente getrennt von den übrigen Einnahmen 

bis zur Beitragsbemessungsgrenze zu berücksichtigen. Soweit dies insgesamt zu einer über 

der Beitragsbemessungsgrenze liegenden Beitragsbelastung führen würde, ist statt des ent-

sprechenden Beitrags aus der Rente nur der Zuschuss des Rentenversicherungsträgers ein-

zuzahlen. 

(4) Als beitragspflichtige Einnahmen gilt für den Kalendertag mindestens der neunzigste Teil 

der monatlichen Bezugsgröße. Für freiwillige Mitglieder, die Schüler einer Fachschule oder 

Berufsfachschule oder als Studenten an einer ausländischen staatlichen oder staatlich aner-

kannten Hochschule eingeschrieben sind oder regelmäßig als Arbeitnehmer ihre Arbeitsleis-

tung im Umherziehen anbieten (Wandergesellen), gilt § 236 in Verbindung mit § 245 Abs. 1 

entsprechend. Satz 1 gilt nicht für freiwillige Mitglieder, die die Voraussetzungen für den An-

spruch auf eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllen und diese Rente 

beantragt haben, wenn sie seit der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bis zur Stel-

lung des Rentenantrags mindestens neun Zehntel der zweiten Hälfte dieses Zeitraums Mit-

glied oder nach § 10 versichert waren; § 5 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

(4a) Die nach dem Arbeitseinkommen zu bemessenden Beiträge werden auf der Grundlage 

des zuletzt erlassenen Einkommensteuerbescheides vorläufig festgesetzt; dabei ist der Ein-

kommensteuerbescheid für die Beitragsbemessung ab Beginn des auf die Ausfertigung fol-

genden Monats heranzuziehen; Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. Bei Auf-

nahme einer selbstständigen Tätigkeit werden die Beiträge auf der Grundlage der nachge-

wiesenen voraussichtlichen Einnahmen vorläufig festgesetzt. Die nach den Sätzen 1 und 2 

vorläufig festgesetzten Beiträge werden auf Grundlage der tatsächlich erzielten beitrags-

pflichtigen Einnahmen für das jeweilige Kalenderjahr nach Vorlage des jeweiligen Einkom-

mensteuerbescheides endgültig festgesetzt. Weist das Mitglied seine tatsächlichen Einnah-

men auf Verlangen der Krankenkasse nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des jewei-
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ligen Kalenderjahres nach, gilt für die endgültige Beitragsfestsetzung nach Satz 3 als bei-

tragspflichtige Einnahme für den Kalendertag der 30. Teil der monatlichen Beitragsbemes-

sungsgrenze. Für die Bemessung der Beiträge aus Einnahmen aus Vermietung und Ver-

pachtung gelten die Sätze 1, 3 und 4 entsprechend. Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht, wenn auf 

Grund des zuletzt erlassenen Einkommensteuerbescheides oder einer Erklärung des Mit-

glieds für den Kalendertag beitragspflichtige Einnahmen in Höhe des 30. Teils der monatli-

chen Beitragsbemessungsgrenze zugrunde gelegt werden. 

(4b) Der Beitragsbemessung für freiwillige Mitglieder sind 10 vom Hundert der monatlichen 

Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches zugrunde zu legen, wenn der Anspruch auf 

Leistungen für das Mitglied und seine nach § 10 versicherten Angehörigen während eines 

Auslandsaufenthaltes, der durch die Berufstätigkeit des Mitglieds, seines Ehegatten, seines 

Lebenspartners oder eines seiner Elternteile bedingt ist, oder nach § 16 Abs. 1 Nr. 3 ruht. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn nach § 16 Abs. 1 der Anspruch auf Leistungen aus anderem 

Grund für länger als drei Kalendermonate ruht, sowie für Versicherte während einer Tätigkeit 

für eine internationale Organisation im Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(5) Soweit bei der Beitragsbemessung freiwilliger Mitglieder das Einkommen von Ehegatten 

oder Lebenspartnern nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, die nicht einer Krankenkasse 

nach § 4 Absatz 2 angehören, berücksichtigt wird, ist von diesem Einkommen für jedes ge-

meinsame unterhaltsberechtigte Kind, für das eine Familienversicherung wegen der Rege-

lung des § 10 Absatz 3 nicht besteht, ein Betrag in Höhe von einem Drittel der monatlichen 

Bezugsgröße, für nach § 10 versicherte Kinder ein Betrag in Höhe von einem Fünftel der mo-

natlichen Bezugsgröße abzusetzen. 

 

Den gesamten Gesetzestext finden Sie im Internet unter: 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_5/ 

  

Sozialgesetzbuch - Sechstes Buch (SGB VI)  

Gesetzliche Rentenversicherung  
  

§ 2 Selbständig Tätige 

Versicherungspflichtig sind selbständig tätige 

1.  Lehrer und Erzieher, die im Zusammenhang mit ihrer selbständigen Tätigkeit regelmäßig 

keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen (...) 

Den gesamten Gesetzestext finden Sie im Internet unter: 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_6/  

  

  

http://bundesrecht.juris.de/sgb_5/
http://bundesrecht.juris.de/sgb_6/


 

9 
(Stand 08/2021) 

Sozialgesetzbuch - Siebtes Buch (SGB VII)  

Gesetzliche Unfallversicherung 
 

§ 2 Versicherung kraft Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert (…) 

8.  a) Kinder während des Besuchs von Tageseinrichtungen, deren Träger für den Betrieb 

der Einrichtungen der Erlaubnis nach § 45 des Achten Buches oder einer Erlaubnis aufgrund 

einer entsprechenden landesrechtlichen Regelung bedürfen, sowie während der Betreuung 

durch geeignete Tagespflegepersonen im Sinne von § 23 des Achten Buches, (...) 

Den gesamten Gesetzestext finden Sie im Internet unter: 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_7/ 

  

 

Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und  

Elternzeitgesetz - BEEG)  
 

§ 1 Berechtigte 

(6) Eine Person ist nicht voll erwerbstätig, wenn ihre wöchentliche Arbeitszeit 30 Wochen-

stunden im Durchschnitt des Monats nicht übersteigt, sie eine Beschäftigung zur Berufsbil-

dung ausübt oder sie eine geeignete Tagespflegeperson im Sinne des § 23 des Achten Bu-

ches Sozialgesetzbuch ist und nicht mehr als fünf Kinder in Tagespflege betreut. 

§ 15 Anspruch auf Elternzeit 

(4) (...) Eine im Sinne des § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch geeignete Tagespfle-

geperson kann bis zu fünf Kinder betreuen, auch wenn die wöchentliche Betreuungszeit 30 

Stunden übersteigt. (...) 

Den gesamten Gesetzestext finden Sie im Internet unter: 

http://bundesrecht.juris.de/beeg/ 

 

Einkommensteuer-Gesetz (EstG) 
 

§ 18 Selbstständige Arbeit (siehe auch § 2 EstG) 

(1) Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind  

1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. 2Zu der freiberuflichen Tätigkeit gehören die selb-

ständig ausgeübte (…) erzieherische Tätigkeit,…  

 

 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_7/
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Umsatzsteuer-Gesetz (UstG) 
 

§ 4 Steuerbefreiungen bei Lieferungen und sonstigen Leistungen 

Von den unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 fallenden Umsätzen sind steuerfrei: 

25. b) cc) (…) Leistungen der Kindertagespflege (…), für die sie nach § 23 Absatz 3 des 

Achten Buches Sozialgesetzbuch geeignet sind… 

 

Gewerbeordnung (GewO) 
 

§ 6 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf die (…) Erziehung von Kindern gegen Ent-

gelt, (…)  


